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Entschließung des Europäischen Parlaments zum Iran und seinem Nuklearprogramm 
(2012/2512(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zum Iran,

– unter Hinweis auf den Bericht des Generaldirektors der Internationalen Atomenergie-
Organisation (IAEO) vom 8. November 2011 zur Umsetzung des NVV-
Sicherungsabkommens und der einschlägigen Bestimmungen der Resolutionen des 
Sicherheitsrates zum Iran,

– unter Hinweis auf die Rede des IAEO-Generaldirektors Yukiya Amano vor dem  
Gouverneursrat vom 17. November 2011, in der er erklärte, dass er ernsthaft besorgt sei 
hinsichtlich möglicher militärischer Dimensionen des iranischen Nuklearprogramms und 
es Hinweise darauf gebe, dass der Iran einen nuklearen Sprengkörper entwickle,

– unter Hinweis auf die Resolution des IAEO-Gouverneursrates vom 18. November 2011,

– in Kenntnis der Erklärung der Hohen Vertreterin der EU im Namen der E3+3 vom 
21. September 2011,

– unter Hinweis auf das Schreiben der Hohen Vertreterin der EU vom 21. Oktober 2011 an 
den Chefunterhändler des Iran in Nuklearfragen, Dr. Saeed Jalili,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Rates zum Iran vom 14. November 2011,

– in Kenntnis der Erklärung der Hohen Vertreterin der EU vor dem IAEO-Gouverneursrat 
vom 18. November 2011,

– in Kenntnis der Erklärung der Hohen Vertreterin der EU vom 29. November 2011 zum 
Angriff auf die Botschaft des VK in Teheran und deren Plünderung,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Rates vom 1. Dezember 2011 zum Iran,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 9. Dezember 2011,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Rates zum Iran vom 23. Januar 2012,

– unter Hinweis darauf, dass der Iran eine Vertragspartei des Atomwaffensperrvertrags ist, 
dadurch seinen Verzicht auf den Erwerb von Nuklearwaffen erklärt hat und somit 
rechtlich verpflichtet ist, seine gesamten nuklearen Tätigkeiten, einschließlich des 
nuklearen Materials, bei der Internationalen Atomenergie-Organisation offenzulegen und 
sie unter deren Obhut zu stellen,

– unter Hinweis darauf, dass in sechs Resolutionen des Sicherheitsrates der Vereinten 
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Nationen (1696, 1737, 1747, 1803, 1835 und 1929) bekräftigt wurde, dass die Aussetzung 
der Anreicherung von Kernmaterial sowie andere Anforderungen eine Voraussetzung für 
die Wiederherstellung der Rechte des Iran im Rahmen des Atomwaffensperrvertrags 
darstellen,

– unter Hinweis auf die Resolution 1929(2010) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, 
mit der neue restriktive Maßnahmen gegen den Iran verhängt werden und dem Iran eine 
vierte Runde von Sanktionen aufgrund seines Atomprogramms auferlegt wird,

– unter Hinweis auf die zusätzlichen Sanktionen, die vom Vereinigten Königreich, den 
Vereinigten Staaten, Südkorea und Kanada nach der Veröffentlichung des IAEO-Berichts 
verhängt wurden,

– in Kenntnis des Beschlusses des iranischen Parlaments vom 27. November 2011, seine 
diplomatischen Beziehungen zum Vereinigten Königreich einzuschränken,

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass das Nuklearprogramm des Iran auch in der Vergangenheit von 
Geheimhaltung gekennzeichnet war, was die Glaubwürdigkeit der Behauptungen des Iran, 
wonach das Programm nur friedlichen Zwecken diene, untergraben hat;

B. in der Erwägung, dass der Iran immer noch seinen Verpflichtungen aus allen 
einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen – wie der 
jüngsten Entschließung 1929 (2010) – und sämtlichen Anforderungen des IAEO-
Gouverneursrates nachkommen muss, die den uneingeschränkten und bedingungslosen 
Zugang der Mitarbeiter der Organisation zu allen Orten, Gerätschaften, Personen und 
Dokumenten vorsehen, wie dies für eine ordnungsgemäße Inspektion der nuklearen 
Absichten des Iran notwendig wäre und die es der IAEO ermöglichen würde, ihre Rolle 
als Atomenergiebehörde zu erfüllen;

C. in der Erwägung, dass der Iran nach wie vor gegen die Bestimmungen von Artikel II und 
III des Atomwaffensperrvertrags verstößt;

D. in der Erwägung, dass einige Maßnahmen der iranischen Regierung eine Bedrohung der 
Stabilität und des Friedens in der Region darstellen;

E. in der Erwägung, dass die IAEO bestätigt hat, dass der Iran im Jahr 2007 von Personen in 
Pakistan Instruktionen erhalten hat, wie Uran weiter angereichert werden kann, um für 
Sprengköpfe geeignete Metalle zu liefern, und dass es im Anhang des IAEO-Berichts 
heißt, dass der Iran die Anleitungen zum Bau eines nuklearen Sprengkörpers erhalten hat;

F. in der Erwägung, dass der iranische Vizepräsident Reza Rahimi am 27. Dezember 2011 
damit gedroht hat, militärische Gewalt einzusetzen und die Straße von Hormus zu 
schließen, wenn Sanktionen gegen Irans Ölexporte verhängt würden; in der Erwägung, 
dass weitere europäische und amerikanische Marinetruppen abgestellt wurden, um dieser 
Bedrohung zu begegnen, und dass in der gesamten Region die militärische Lage auf 
„höchste Alarmstufe“ hochgestuft wurde;
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G. in der Erwägung, dass sich der Iran aus Protest gegen den Bericht der IAEO geweigert 
hat, an der IAEO-Sitzung vom 21. November 2011 teilzunehmen;

H. in der Erwägung, dass im IAEO-Bericht vom 8. November 2011 festgestellt wird, dass der 
Iran folgende Aktivitäten weiter durchführt: Aktivitäten in seinen Nukleareinrichtungen, 
die im Widerspruch zu den Resolutionen des IAEO-Gouverneursrates stehen, Tätigkeiten 
im Zusammenhang mit der Urananreicherung – unter Nichteinhaltung der IAEO-
Resolutionen –, einschließlich des Baus einer viel höheren Zahl von Zentrifugenkaskaden 
an unterschiedlichen Standorten sowie der Erhöhung des Anreicherungsgrades auf 20 %, 
nicht gemeldete Tätigkeiten im Zusammenhang mit Schwerwasserprojekten – im 
Widerspruch zu den Entschließungen des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen und der 
IAEO –, Aktivitäten zur Umwandlung von Uran und Herstellung von Brennstoffen (im 
Widerspruch zu den Resolutionen der IAEO), Nichtanwendung der Bestimmungen des 
Zusatzprotokolls der IAEO, das die Behörde in die Lage versetzt, Versicherungen darüber 
abzugeben, dass es kein nicht gemeldetes Nuklearmaterial gibt, und Nichterteilung einer 
Antwort auf das Ersuchen der IAEO um neue Auskünfte über Anreicherungsaktivitäten 
und andere nukleare Entwicklungen;

I. in der Erwägung, dass die IAEO in ihrem Bericht und dessen Anhang zu dem Schluss 
kommt, dass glaubwürdige Informationen darauf hinweisen, dass der Iran nach wie vor 
versucht, einen nuklearen Sprengkörper zu entwickeln und sein Nuklearprogramm auf 
militärische Zwecke auszurichten, einschließlich der Entwicklung nuklearer 
Raketensprengköpfe; in der Erwägung, dass der Iran begonnen hat, in der tief unter der 
Erde liegenden Anlage in Fordu nahe Ghom Uran auf einen Grad von bis zu 20 % 
anzureichern; 

J. in der Erwägung, dass der türkische Außenminister Ahmet Davutoğlu am 5. Januar 2012 
dem Iran eine Einladung der Hohen Vertreterin der EU überbracht hat, die Atomgespräche 
mit den P5+1 wiederaufzunehmen; in der Erwägung, dass der iranische Außenminister Ali 
Akbar Salehi während des Besuchs des türkischen Außenministers erklärt hat, dass der 
Iran bereit sei, die Gespräche wieder aufzunehmen;

K. in der Erwägung, dass Amir Hekmati, ein amerikanischer Staatsbürger, der der Spionage 
für die CIA beschuldigt wird, am 9. Januar 2012 im Iran aufgrund der „Kollaboration mit 
einer feindlichen Regierung“ zum Tode verurteilt wurde;  in der Erwägung, dass Herr 
Hekmati keinen fairen Prozess erhalten hat und ohne Zugang zu seiner Familie, zu einem 
Rechtsanwalt und konsularischer Unterstützung festgehalten wurde;

1. bekräftigt erneut, dass das Verbreitungsrisiko im Zusammenhang mit dem iranischen 
Nuklearprogramm für die EU Anlass zu ernster Besorgnis gibt, und ist zutiefst besorgt 
über die Aussage im IAEO-Bericht, wonach glaubwürdige Informationen darauf 
hinweisen, dass der Iran Tätigkeiten, die mit der Entwicklung eines nuklearen 
Sprengkörpers in Verbindung stehen, durchführt; ist besorgt über die Entwicklung von 
militärischer Nukleartechnologie im Iran, einschließlich nuklearer Raketensprengköpfe; 
verurteilt den Beschluss der iranischen Regierung, Tätigkeiten zur Anreicherung von Uran 
in seiner Anlage in Fordu aufzunehmen;

2. begrüßt den Beschluss des Rates vom 23. Januar 2012 zur Ausweitung der bestehenden 
Sanktionen gegen den Iran, einschließlich eines Einfuhrverbots für iranisches Rohöl und 
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Erdölerzeugnisse sowie des Einfrierens der Vermögenswerte der iranischen Zentralbank 
in der EU; weist darauf hin, dass es sich um ein abgestuftes Embargos auf iranische 
Rohölimporte in die EU handeln wird und bereits abgeschlossene Verträge weiterhin bis 
zum 1. Juli 2012 ausgeführt werden können; fordert den Rat auf, die erforderlichen 
Maßnahmen zu beschließen, um die Auswirkungen des Embargos auf die einzelnen EU-
Mitgliedstaaten auszugleichen;  fordert die EU auf, Gespräche mit Staaten wie China, 
Südkorea, Indien und Japan zu führen, um sie dazu zu bewegen, nicht gegen die 
Sanktionen zu stimmen;

3. unterstützt den Rat in seinem Bestreben, auf eine diplomatische Lösung der iranischen 
Atomfrage gemäß dem zweigleisigen Ansatz und dem Ziel der EU, eine umfassende und 
langfristige Einigung zu erzielen, hinzuarbeiten; fordert die iranischen Behörden auf, eine 
positive Antwort auf das Angebot für gehaltvolle Verhandlungen – wie im Schreiben der 
Hohen Vertreterin der EU vom 21. Oktober 2011 dargelegt – zu geben, indem sie deutlich 
ihre Bereitschaft zeigen, sich auf vertrauensbildende Maßnahmen und sinnvolle 
Gespräche – ohne Vorbedingungen – einzulassen und auf Bedenken, die in der Atomfrage 
bestehen, ernsthaft einzugehen; fordert die Vizepräsidentin der Kommission/Hohe 
Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik auf, die Iraner nachdrücklich 
darauf hinzuweisen, dass es in Bezug auf die Wiederaufnahme dieser Gespräche keine 
weiteren Verzögerungen geben darf und dass jedes „Spielen auf Zeit“ ohne 
Zugeständnisse nur die Bemühungen im Hinblick auf eine diplomatische Lösung 
schwächen;

4. begrüßt den Beschluss der Vereinigten Staaten, des Vereinigten Königreichs, Südkoreas 
und Kanadas, im Lichte des IAEO-Berichts neue gezielte Sanktionen gegen den Iran zu 
verhängen; verurteilt auf das Schärfste den Angriff von Demonstranten gegen die 
Botschaft des VK in Teheran vom 29. November 2011; fordert die iranische Regierung 
auf, ihren internationalen Verpflichtungen – einschließlich des Wiener Übereinkommens 
– nachzukommen und Diplomaten und Botschaften zu schützen; 

5. fordert die Kommission, den Rat und die EU-Mitgliedstaaten auf, die 
Handelsbeziehungen zum Iran – über die Sanktionen hinausgehend – zu überprüfen und 
weitere Kontrollen und Anforderungen einzuführen, um die Ausfuhr von Technologien 
mit doppeltem Verwendungszweck zu unterbinden, die für das Nuklearprogramm und 
undemokratische Maßnahmen verwendet werden könnten;

6. fordert die iranischen Behörden erneut auf, die Verpflichtungen des Iran im Rahmen des 
Atomwaffensperrvertrags zu erfüllen; verlangt mit Nachdruck, dass Teheran das 
Zusatzprotokoll zum Sicherungsabkommen ratifiziert und durchführt; verurteilt die 
anhaltende Weigerung des Iran, uneingeschränkt mit der IAEO zusammenzuarbeiten, 
indem er die Arbeit der IAEO behindert, den uneingeschränkten und bedingungslosen 
Zugang zu wichtigen Anlagen verweigert und die Benennung von Inspektoren ablehnt;

7. erkennt an, dass der Dialog und die Zusammenarbeit mit der Türkei ein wichtiger Faktor 
im Hinblick auf die Erzielung einer Einigung sein können; fordert die türkischen 
Behörden auf, dem europäischen Ansatz gegenüber dem Nuklearprogramm des Iran zu 
folgen;

8. verurteilt nachdrücklich die Drohung des Iran, die Straße von Hormus mit militärischen 
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Mitteln zu schließen; fordert die iranische Regierung dringend auf, keine Blockade in der 
Straße von Hormus zu errichten; vertritt die Ansicht, dass eine solche Handlung einen 
regionalen Konflikt nach sich ziehen könnte und zu Vergeltungsmaßnahmen vonseiten der 
USA und anderen Staaten führen könnte; fordert die Einberufung einer 
Dringlichkeitssitzung des Militärausschusses der Europäischen Union (EUMC) und des 
Politischen und Sicherheitspolitischen Komitee (PSK), um eine Antwort der EU auf die 
iranische Bedrohung vorzubereiten;

9. ist besorgt über die bisherige Weigerung Russlands, den Iran im Hinblick auf weitere VN-
Sanktionen vor den VN-Sicherheitsrat zu bringen, und hofft, dass Russland seinen 
Standpunkt im Lichte des IAEO-Berichts überdenken wird; fordert Russland auf, seine 
Unterstützung für die Entwicklung des iranischen Nuklearprogramms einzustellen, bis der 
Iran seinen Verpflichtungen im Rahmen der einschlägigen VN-Resolutionen in vollem 
Umfang nachgekommen ist; 

10. verurteilt nachdrücklich das über Amir Hekmati verhängte Todesurteil; fordert die 
iranischen Behörden auf, das Todesurteil aufzuheben und Herrn Hekmati einen fairen 
Prozess zuteil werden zu lassen und ihm Zugang zu seiner Familie, seinem Rechtsanwalt 
und der Schweizer Organisation, die sich für ihn einsetzt, zu gewähren;

11. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Vizepräsidentin der 
Kommission/Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, dem Rat, 
der Kommission, den Regierungen und Parlamenten der EU-Mitgliedstaaten, der 
Regierung und dem Parlament der Türkei, der Regierung und dem Parlament der 
Russischen Föderation, dem Generaldirektor der  IAEO, dem Generalsekretär der 
Vereinten Nationen und der Regierung und dem Parlament der Islamischen Republik Iran 
zu übermitteln.


